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Fragenliste für die Anhörung am 28. September 2015

1. Auf welchen sachlichen Grundlagen beruhen die unterschiedlichen Einschätzungen, ob Glyphosat
vermutlich krebserregend wirkt?

Es sieht so aus, als seien die wichtigsten Unterschiede zwischen der IARC und dem BfR bei den
Bewertungen des Ergebnisses der Einstufung des Krebsrisikos durch Glyphosat auf Folgendes
zurückzuführen:

 Unterschiede bei der Auslegung der Beweiskraft humanepidemiologischer Daten;

 Unterschiede bei der Auslegung der Beweiskraft verfügbarer Krebsstudien an
Versuchstieren;

 Unterschiede in der Datengrundlage der Studien und deren Auslegung im Hinblick auf
Mutagenität/Gentoxizität sowie

 Unterschiede bei der Berücksichtigung sonstiger Krebsmechanismen.

Was die Differenzen zwischen der IARC und dem BfR bei den Bewertungen des Ergebnisses der
Einstufung des Krebsrisikos durch Glyphosat angeht, wird die EXPERT TASKFORCE ON
DIAZINON, GLYPHOSATE AND MALATHION
(http://www.who.int/entity/foodsafety/areas_work/chemical-
risks/etc_final_new_1.pdf?ua=1) voraussichtlich eine Neubewertung von Glyphosat durch das
JMPR empfehlen, da seit 2011 (letzte Glyphosatbewertung durch das JMPR) eine ganze Anzahl
neuer einschlägiger Publikationen wie auch andere, nicht vom JMPR geprüfte
Veröffentlichungen erschienen sind. Die Task Force dürfte ihre Empfehlungen im September
2015 vorlegen.

Schließlich ist auch zu bedenken, dass verschiedene Behörden die Kanzerogenität eines Stoffes
unter Umständen in einem mehr oder weniger engen Zusammenhang bewerten. So betreffen
JMPR-Bewertungen Pestizidrückstände in Lebensmitteln, während die IARC sich bei ihren
Evaluierungen nicht auf den Expositionsweg, die Expositionsbedingungen usw. beschränkt.
Solche Erwägungen können sich auf die Art der in die Bewertung einbezogenen Studien
auswirken.

Wie sind diese Unterschiede zu bewerten und wie wird damit nun weiter verfahren?

Anscheinend ist der BfR-Neubewertungsbericht (Renewal Assessment Report, RAR) über
Glyphosat (in der von diesem Experten geprüften Fassung vom 18. Dezember 2013) "… in
Übereinstimmung mit der Verordnung (EG) Nr. 1141/2010 der Kommission und der Leitlinie
(Guidance Document) SANCO/10837/2010 rev. 8 (erstellt worden)". Die oben erwähnten
Rechtsvorschriften beziehen sich auf die Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 (Anhang II) zu
"Verfahren und Kriterien für die Zulassung von Wirkstoffen, …", in der es (in Abschnitt 3.6.3
von Anhang II) heißt, dass "Ein Wirkstoff […] nur dann zugelassen (wird), wenn er auf der
Grundlage der von der Behörde überprüften Auswertung von Karzinogenitätsversuchen
entsprechend den Datenanforderungen für die Wirkstoffe […], einschließlich einer
Überprüfung der wissenschaftlichen Literatur, nicht gemäß der Verordnung Nr. 1272/2008 EG
als karzinogene Substanz der Kategorie 1A oder 1B eingestuft wird oder einzustufen ist, es sei
denn, die Exposition von Menschen gegenüber diesem Wirkstoff […] in einem
Pflanzenschutzmittel ist unter realistisch anzunehmenden Verwendungsbedingungen
vernachlässigbar […].
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Auf der Grundlage der Überprüfung durch diesen Experten sieht es nicht danach aus, als seien
diese Leitlinien in dem BfR-Neubewertungsbericht über Glyphosat (Fassung vom 18. Dezember
2013) bei der Evaluierung der Belege für die Kanzerogenität von Glyphosat bei Menschen und
Tieren befolgt worden. So definiert Abschnitt 3.6 von Anhang I der Verordnung (EG)
1272/2008 eindeutig "besondere Erwägungen für die Einstufung von Stoffen als karzinogen".
Es heißt ausdrücklich, dass "die Begriffe 'ausreichender Nachweis' und 'Verdacht' hier so
verwendet worden sind wie von der Internationalen Agentur für Krebsforschung (IARC)
definiert […]. Demgegenüber scheint der BfR-Neubewertungsbericht kein förmliches Verfahren
für die Anwendung von IARC-Kriterien auf die Beurteilung der Beweiskraft von Belegen für
Krebs vorzusehen.

Darüber hinaus sieht es danach aus, als spiele der BfR-Neubewertungsbericht über Glyphosat
(Fassung vom 18. Dezember 2013) positive Erkenntnisse über Kanzerogenität in
Tieruntersuchungen auf der Grundlage von Dosisbetrachtungen wiederholt herunter. Dieser
Experte konnte keine einschlägigen EG-Leitlinien finden, die solche Betrachtungen nahelegen
würden. Eine Bestimmung, in der eine solche Praxis implizit enthalten sein könnte, ist "die
Möglichkeit eines beeinflussenden Effektes einer übermäßigen Toxizität in den
Versuchsdosierungen" (Seite 106, Verordnung (EG) Nr. 1272/2008). Diese Klausel scheint
jedoch nicht für Glyphosat zu gelten, da Untersuchungen, die die Entwicklung maligner
und/oder benigner Tumoren bei mit Glyphosat oder Formulierungen (Zubereitungen)
behandelten Tieren unter sorgfältiger Beachtung der tolerierten Höchstdosis durchgeführt
wurden.

Außerdem herrscht weithin die Ansicht vor, dass diejenigen Tieruntersuchungen am
aussagekräftigsten sind, die mit ausreichend hohen Dosierungen/Konzentrationen
vorgenommen wurden, um angesichts begrenzter Stichprobengrößen Wirkungen beobachten
zu können. Viele der in den Tabellen 2.6-7 und 2.6-8 des BfR-RAR (Fassung vom 18. Dezember
2013) aufgeführten negativen Ergebnisse wären darum als weniger aussagekräftig für die
Bewertung der Kanzerogenität zu betrachten, da die höchsten Versuchsdosierungen deutlich
unter der tolerierten Höchstdosis lagen.

Es ist jedoch zu bedenken, dass in den Zulassungskriterien (gemäß VERORDNUNG (EG)
Nr. 1107/2009 KAPITEL II, ABSCHNITT 1, Unterabschnitt 1, Artikel 4) der Passus "unter der
Voraussetzung realistisch anzunehmender Verwendungsbedingungen" enthalten ist. Dieser
Experte konnte in EG-Dokumenten keine Definition des Begriffs "realistisch anzunehmende
Verwendungsbedingungen" finden, sodass nicht klar ist, ob hierbei auf den Prozess der
Ableitung der erlaubten Tagesdosis (Acceptable Daily Intake, ADI) oder anderer
Expositionsleitlinien oder aber auf die Evaluierung des Krebsrisikos bei Tieruntersuchungen
Bezug genommen wird. Nach Ansicht dieses Experten wäre es höchst ungewöhnlich, bei gut
durchgeführten Tieruntersuchungen Einzeldosisgruppen allein auf der Grundlage einer
wahrgenommenen Exposition von Menschen unberücksichtigt zu lassen.

Ferner ist nicht klar, welche Fachliteratur das BfR bei der Ausarbeitung des RAR ausgewertet
hat. Das am 16. August 2015 von der EFSA-Website abgerufene Dokument
"Glyphosate_RAR_40_list of studies_version 1_CA-CP_2013-12-18.pdf" enthält eine
tabellarische Aufstellung der für den BfR-Neubewertungsbericht (Fassung vom 18. Dezember
2013) herangezogenen Studien. Die überwältigende Mehrheit der Einträge in dem Dokument
scheint als "unveröffentlicht" oder "veröffentlicht: N" gekennzeichnet zu sein. Selbst einige der
in Fachzeitschriften erschienenen Einträge werden typischerweise nicht als Primärdaten-
quellen für humanmedizinische Evaluierungen betrachtet. Zum Beispiel werden viele
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Belegstellen aus Leserbriefen (letter to the editor) aufgeführt, die in der Regel als
Meinungsäußerungen, nicht als Fakten angesehen werden.

Nach Ansicht dieses Experten hat sich der BfR-RAR nicht sachgerecht an die Verordnung (EG)
1272/2008 gehalten, als zu ermitteln war, ob Glyphosat im Rahmen eines Neubewertungs-
prozesses als kanzerogen eingestuft werden sollte (oder nicht).

Welche Rolle spielt für die Risikobewertung, dass unterschiedliche Anwendungsbestimmungen auch
unterschiedliche Expositionen zur Folge haben?

Der allgemeine Risikobewertungsprozess wird in folgender Darstellung verdeutlicht:

FORSCHUNG RISIKOBEWERTUNG RISIKOMANAGEMENT

Labor- und Feld-
beobachtungen

gesundheitsschädigender
Auswirkungen und der
Exposition gegenüber
bestimmten Stoffen

→
Gefährdungsbeurteilung
(Verursacht der Stoff die

gesundheitsschädigenden
Auswirkungen?)

}

Erarbeitung von
Regulierungsoptionen

Informationen über
Methoden zur Extrapolation

von hohen zu niedrigen
Dosierungen und vom Tier

zum Menschen

→
Dosis-Wirkungs-

Bewertung
(Wie verhält sich die

Dosierung zur Inzidenz
beim Menschen?)

Risikocharakterisierung
(Wie sieht die

geschätzte Inzidenz der
gesundheitsschädigen-
den Auswirkungen bei

einer bestimmten
Population aus?)

Betrachtungen:

 Volksgesundheit

 (Rechts)Vorschriften

 Politik

 Wirtschaft

 Soziale Faktoren

Feldmessungen,
Expositionsschätzungen,

Populationscharakterisierung
→

Expositionsbewertung
(Welche Formen der
Exposition bestehen

zurzeit oder sind unter
anderen Bedingungen zu

erwarten?)

↑ 

ENTSCHEIDUNGEN UND MASSNAHMEN VON BEHÖRDEN

Geändert nach:
National Research Council, 1983

Betrachtungen zur Exposition, wie z.B. die Variabilität je nach Gebrauchsanweisung, werden in
dem Schritt "Expositionsbewertung" der Risikobewertung beurteilt und spielen deshalb vor
allem bei der "Risikocharakterisierung" (d.h. dem Vergleich der Ergebnisse der "Dosis-
Wirkungs-Bewertung" mit denen der "Expositionsbewertung" sowie den generellen Risiko-
managemententscheidungen eine Rolle. Da die Exposition je nach den Verwendungs-
bedingungen und anderen Faktoren stark variieren kann, sind diese Entscheidungen
ausgesprochen kontextabhängig.

Überlegungen zu Expositionsszenarien und Dosierungen spiegeln sich (jedenfalls solange die
bei Langzeitstudien verabreichten Dosierungen unter einer entsprechenden tolerierten
Höchstdosis lagen) zumeist nicht in dem Teil "Gefährdungsbeurteilung" des Verfahrens wider.
Die Gefährlichkeit eines Stoffes ist nämlich eine ihm innewohnende (intrinsische) Eigenschaft,
die sich gewöhnlich nicht mit dem Zeitverlauf und dem Expositionsszenario ändert (es sei
denn, der Stoff kann auf bestimmten Expositionswegen wirksamer entgiftet werden als auf
anderen). Die Exposition kann dagegen jederzeit (z.B. aufgrund der Verwendungsbedingungen)
oder über einen bestimmten Zeitraum hinweg (z.B. bei einer Zunahme oder einer Abnahme
des Einsatzes eines Stoffes aufgrund der Marktlage, von Regulierungsauflagen usw.) deutlichen
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Schwankungen unterliegen. Solche Expositionsbetrachtungen spielen bei der
Gefährdungsbeurteilung nur dann eine Rolle, wenn einzelne epidemiologische Studien auf ihre
Aussagekraft im Hinblick auf die Einstufung der Gefährdung geprüft werden sollen.

Welche Expositionspfade, die zu erhöhter Krebsgefahr führen könnten, sind für Deutschland mit
seinen derzeit geltenden Anwendungsbestimmungen relevant?

Die Erkenntnisse über mögliche Unterschiede bei der Krebsgefährdung durch Glyphosat je
nach dem Expositionsweg sind begrenzt, und die Monographie-Arbeitsgruppe der IARC, die
Glyphosat bewertete, hat sich mit dieser Frage nicht beschäftigt.

2. Wie beurteilen Sie die Zulassung von Wirkstoffen und Pflanzenschutzmitteln auf Ebene der
Europäischen Union (EU) und auf nationaler Ebene?

Ich bin kein Experte für den rechtlichen Rahmen der "Zulassung von Wirkstoffen und
Pflanzenschutzmitteln auf der Ebene der Europäischen Union (EU) und in den einzelnen
Mitgliedstaaten" und kann mich nach einer Prüfung der sachdienlichsten EG-Verordnungen
(siehe die Antworten zu der obigen Frage 1) nur eingeschränkt äußern. Anscheinend ist die
Harmonisierung des Verfahrens innerhalb der EU noch im Gange und besteht aus einer
Mischung aus EG-Verordnungen und einzelstaatlichen Rechtsvorschriften. Im Vergleich mit
dem zentralisierten System der Pestizidregulierung in den Vereinigten Staaten, wo eine einzige
Behörde innerhalb eines einheitlichen Rechtsrahmens Evaluierungen vorzunehmen hat, wirkt
das System in Europa zersplittert und nur schwer standardisierbar. Die als Berichterstatter
ausgewählten nationalen Behörden verfügen wohl auch in unterschiedlichem Maße über
Kenntnisse, Mitarbeiter und Ressourcen für die Durchführung von Erst- und Neubewertungen.

Soll die bisherige rechtliche Vorgabe, dass Unternehmen, die einen Antrag auf Zulassung stellen, auch
die notwendigen Studien dafür bereitstellen und finanzieren müssen, geändert werden?

Noch einmal: Ich bin kein Experte für die genauen Anforderungen. Es scheint aber eine
umfassende Liste der Arten von Untersuchungen vorzuliegen, die zur Stützung der
Registrierung eines Pestizidwirkstoffs in der EU durchgeführt werden sollten (z.B. die
Verordnung (EG) Nr. 1107/2009).

Wenn ja, wer soll dann die Kosten übernehmen?

Gewöhnlich hat der Antragsteller (d.h. der Sponsor) die Verpflichtung, die für Zulassungs-
anträge erforderlichen Studien durchzuführen. Eine Regulierungsbehörde kann im Regelfall
auch zusätzliche Informationen anfordern. Daneben können universitäre, staatliche oder
privatwirtschaftliche Einrichtungen Untersuchungen über eine Prüfchemikalie vornehmen. Die
Finanzierungsquellen dieser Studien können sehr unterschiedlich sein, sollten aber in allen auf
diese Studien zurückgehenden Veröffentlichungen klar angegeben werden.

Wie viele Studien wurden bei Glyphosat im Hinblick auf die krebserregende Wirkung geprüft und
bezogen sich diese Studien auf den Wirkstoff oder das Pflanzenschutzmittel?

Diese Frage bezieht sich wohl auf die IARC-Monographie über Glyphosat. Die erste Liste von
Veröffentlichungen oder Informationsquellen (nach der Darstellung in der IARC-Präambel und
der Glyphosatmonographie), die von der Arbeitsgruppe geprüft wurden, umfasste fast
1000 Belegstellen. Von IARC-Mitarbeitern und Mitgliedern der Arbeitsgruppe wurden
umfassende Literaturrecherchen zu allen im Rahmen des Monographieprozesses der IARC
betrachteten Aspekten (z.B. Expositionsdaten, Daten zu Krebs beim Menschen und bei
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Versuchstieren sowie mechanistischen und anderen relevanten Daten) durchgeführt.
Belegstellen wurden von Experten auf ihre Relevanz geprüft und nach Relevanz und
Beweischarakter eingestuft. Der Prozess wurde entsprechend den "IARC Monographs
Instructions for Authors" mit Hilfe des Online-Tools "Health Assessments Workspace
Collaborative" (hawcproject.org) dokumentiert. Die endgültige veröffentlichte IARC-
Monographie über Glyphosat enthält 269 Belegstellen. Dieser Experte warnt jedoch davor,
allein die Verweise in der IARC-Monographie oder irgendeiner anderen Evaluierung als Beleg
für eine umfassende Bewertung zu betrachten.

Die IARC-Monographie über Glyphosat enthielt auch Untersuchungen über Glyphosat
(einzelne Salze und der Reinheitsgrad wurden ermittelt, wenn Angaben vorlagen), Glyphosat-
Formulierungen und Aminomethylphosphonsäure (AMPA), den primären bakteriellen
Metaboliten von Glyphosat. Wo immer möglich (z.B. Krebsuntersuchungen bei Versuchstieren,
mechanistische und andere relevante Daten), wurden die Wirkungen dieser Stoffe sorgfältig
voneinander getrennt, und für jede Art von Substanz wurden gesonderte Schlussfolgerungen
gezogen.

3. Welche alternativen Pflanzenschutzmittel stehen für die Landwirtschaft als Ersatz für Glyphosat zu
Verfügung und welche Auswirkungen auf Umwelt und Gesundheit hätte ein dann verstärkter Einsatz
dieser Mittel? Welche Auswirkungen hätte ein möglicher Wegfall von Glyphosat auf das
Resistenzmanagement? Welche Auswirkungen hätte ein Ersatz von Glyphosat auf die konservierende
Bodenbearbeitung?

Auf diesen Gebieten bin ich kein Experte und kann mich dazu also nicht äußern.

4. Welche Hinweise auf Gesundheitsgefährdungen durch Glyphosat neben der wahrscheinlich
krebsauslösenden Wirkung sind Ihnen bekannt?

In der IARC-Monographie über Glyphosat findet sich als Zusammenfassung anderer relevanter
Daten folgender Passus (Abschnitt 5.4, Seite 78): "Schwere oder tödliche Vergiftungen von
Menschen sind weltweit dokumentiert. Bei Nagern wird die organische und systemische
Toxizität der Exposition gegenüber Glyphosat durch Auswirkungen auf das Lebergewicht und
Nekrose bei hochdosiert behandelten Tieren belegt. Bei ähnlichen Dosierungen wurden
außerdem Wirkungen auf Pankreas, Testes, Nieren und Ovarien sowie verminderte
Einnistungen und nicht ossifizierte Sternebrae beobachtet."

Welche Institutionen, insbesondere auf internationaler Ebene, gehen diesen Hinweisen weiter nach
und welche aktuellen Forschungsprojekte auf internationaler Ebene sind Ihnen bekannt, die den
Wirkstoff auf mögliche Gesundheitsgefährdungen überprüfen?

Ich gehe davon aus, dass die US-Umweltschutzbehörde (EPA) und die EFSA zurzeit
Evaluierungen der Gesundheitsrisiken von Glyphosat beim Menschen vornehmen und das
WHO-JMPR eine Neubewertung erwägt. Forschungsprojekte zu Glyphosat sind mir über die in
den populären Medien erwähnten Aktivitäten hinaus nicht bekannt.

5. Ein großer Teil der Studien, auf die das Bundesinstitut für Risikobewertung (BfR) zugreift, werden
von Seiten der chemischen Industrie finanziert oder initiiert. Was halten Sie von solchen Studien und
wie schätzen Sie deren Ergebnisse ein?

Wie meinen Antworten auf die obige Frage 2 zu entnehmen ist, zeichnet gewöhnlich der
Antragsteller (d.h. der Sponsor) für die Durchführung von Untersuchungen verantwortlich, die
für Zulassungsanträge erforderlich sind. Normalerweise kann eine Regulierungsbehörde
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außerdem zusätzliche Informationen anfordern. Die Hinzuziehung privat finanzierter Studien
ist darum kein Problem. Die Nutzung solcher Untersuchungen und ihre Vertraulichkeit werden
von den Behörden jedoch unterschiedlich gehandhabt. Während staatliche
Regulierungsbehörden in den USA und der EU "vertrauliche Geschäftsinformationen" unter
Umständen akzeptieren, greift die IARC in dem Entscheidungsfindungsprozess nicht darauf
zurück – eine seit über 40 Jahren bestehende Praxis. Während die Daten einiger
industriefinanzierter Studien vor kurzem als umfängliche Beilagen zu zwei Übersichtsartikeln
vorgelegt wurden, bei denen derzeitige oder frühere Mitarbeiter von Monsanto als Mitautoren
genannt werden, wurden die in diesen Veröffentlichungen enthaltenen Informationen in der
IARC-Monographie unter Angabe der Ausschlussgründe nur kurz zusammengefasst.

Darüber hinaus können Prüfchemikalien auch von universitären, staatlichen oder
privatwirtschaftlichen Einrichtungen untersucht werden. Die Finanzierungsquellen solcher
Studien können sehr unterschiedlich sein, sollten jedoch in jeder daraus hervorgegangenen
Veröffentlichung klar angegeben werden.

6. Inwiefern sollte Ihrer Meinung nach die Monographie der Internationalen Agentur für
Krebsforschung (IARC) die Neuzulassung von Glyphosat auf EU-Ebene beeinflussen bzw. inwiefern
sollte man bei der Zulassung von Glyphosat vor dem Hintergrund der Studien, die Glyphosat als
"wahrscheinlich krebserregend" einstufen, auf das Vorsorgeprinzip zugreifen?

Wie bereits in meiner Beantwortung der obigen Frage 1 dargelegt wurde, verweist die
Verordnung (EG) 1272/2008 auf die Kriterien der IARC-Monographien für die Bewertung von
Krebsstudien beim Menschen und bei Versuchstieren. Da der Pestizid-Zulassungsprozess den
Einstufungskriterien für Stoffe folgen sollte, wie sie in der Verordnung (EG) 1272/2008
angegeben sind, sollte in dem Neubewertungsbericht der IARC-Einstufung von Glyphosat
Rechnung getragen werden.

7. Welche gesundheitlichen Auswirkungen auf Anwender, Anwohner und Verbraucher sprechen aus
Ihrer Sicht gegen eine Anwendung des Wirkstoffes Glyphosat in der Agrarwirtschaft?

Ich habe keine Meinung dazu, ob Glyphosat in der Agrarwirtschaft eingesetzt werden sollte
oder nicht. Eine solche Entscheidung sollten in jedem Rechtssystem die zuständigen Stellen
treffen.

8. Welche Auswirkungen des Wirkstoffes Glyphosat einerseits und herbizidresistenter gentechnisch
veränderter Pflanzen andererseits auf die Umwelt und Landwirtschaft sprechen aus Ihrer Sicht gegen
eine Anwendung des Wirkstoffes Glyphosat in der Agrarwirtschaft?

Ich bin auf diesen Gebieten kein Experte und kann mich nicht dazu äußern.

9. Welche Folgen hätte aus Ihrer Sicht ein Anwendungsverbot von Glyphosat für die Agrarwirtschaft
in der EU und für die Agrarwirtschaft in den Staaten, die Agrarrohstoffe in die EU exportieren?

Ich bin auf diesen Gebieten kein Experte und kann mich nicht dazu äußern.

10. Wie unterscheiden sich nach Ihrer Kenntnis die Bewertungsregularien, -verfahren und -kriterien
von IARC, Joint Meeting on Pesticide Residues (JMPR), BfR, European Food Safety Authority (EFSA)
sowie ggf. United States Environmental Protection Agency (EPA), aufgrund welcher Regularien
werden Studien ggf. nicht berücksichtigt, und wie lassen sich vor diesem Hintergrund die
unterschiedlichen Schlussfolgerungen dieser Institutionen bezüglich einer Krebsgefährdung durch den
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Wirkstoff Glyphosat einordnen? (Sollten Sie eine der o.g. Institutionen vertreten, geben Sie bitte Links
zu den Beschreibungen der relevanten Regularien, Verfahren und Kriterien an.).

Meine Antworten auf die Fragen 1, 2, 5 und 6 decken diese Frage ab.

11. Wie beurteilen Sie die derzeitige Datenlage bezüglich der Exposition verschiedener
Bevölkerungsgruppen (insbesondere berufliche und nicht-berufliche Anwender,
Anwohner/Bystander/Flächennutzer, Konsumenten und Kinder/Säuglinge) mit Glyphosat,
insbesondere: wie genau lässt sich Ihrer Meinung nach die Expositionshöhe (akut und
Hintergrundbelastung) einschätzen, und welche Empfehlungen haben Sie gegebenenfalls, um die
Datenlage bezüglich Glyphosat zu verbessern?

In der IARC-Monographie über Glyphosat (Abschnitt 1.4(b), S. 5) heißt es: "Ungeachtet des
großflächigen weltweiten Einsatzes liegen vergleichsweise wenige Studien über das Auftreten
von Glyphosat in der Umwelt vor." Außerdem hält Abschnitt 5.1 (S. 75) fest: "Über die
Exposition gegenüber Glyphosat am Arbeitsplatz oder in der Öffentlichkeit sind nur wenige
Informationen verfügbar. Glyphosat findet sich im Boden, in der Luft, im Oberflächen- und
Grundwasser sowie in Lebensmitteln. Es wurde im Urin nachgewiesen: in zwei Studien bei
Landwirten in den USA, bei Stadtbewohnern in Europa und in Kolumbien bei Landbewohnern
in der Nähe von Gebieten, die zur Drogenvernichtung besprüht worden waren. In mehreren
früheren Untersuchungen bei Forstarbeitern, die Glyphosat sprühten, lagen die
Urinkonzentrationen dagegen zumeist unterhalb der Nachweisgrenze. Die Exposition der
allgemeinen Bevölkerung erfolgt hauptsächlich über die Ernährung."

In der frei zugänglichen Literatur scheinen somit nur sehr begrenzte Daten über "die Exposition
verschiedener Bevölkerungsgruppen gegenüber Glyphosat" vorzuliegen. Angesichts des
umfassenden Einsatzes von Glyphosat, der unterschiedlichen Expositionsszenarien (von der
Aufnahme von Pestizidrückständen mit der Nahrung über den Einsatz im Haushalt und in der
Landwirtschaft bis hin zur großflächigen Besprühung aus der Luft) sowie der Möglichkeit einer
unbeabsichtigten Exposition sind großangelegte Expositionsbewertungsprogramme überall auf
der Welt gerechtfertigt.

12. Welche Konsequenzen hätte eine Übernahme der IARC-Klassifikation für Glyphosat als
"wahrscheinlich krebsauslösend beim Menschen" für die Wiederzulassung von Glyphosat als
Wirkstoff? (siehe dazu: http://eur-lex.europa.eu/legal-content/de/TXT/?uri=CELEX%3A02008R1272-
20150601 ab Seite 152, Anhang 1, 3.6: Karzinogenität)

Ich bin kein Experte für den rechtlichen Rahmen der "Zulassung von Wirkstoffen und
Pflanzenschutzmitteln auf der Ebene der Europäischen Union (EU) und der Mitgliedstaaten"
und kann darum nach Prüfung der einschlägigsten EG-Verordnungen über diese Thematik
meine Ansichten nur in begrenztem Rahmen vortragen (siehe die Antworten auf die obige
Frage 1).


















